
Vorsorge gegen Gesundheits-
probleme ist besser und billi-
ger als ihre Behandlung. Es

ist erstaunlich, wie groß der Bedarf
schon bei Lehrlingen ist, wie eine
Umfrage bei mittelständischen Be-
trieben zu Tage gefördert hat. Sie ha-
ben auf diesem Gebiet meist kein so
großes Angebot wie Großunterneh-
men, die Gesundheitsförderung sys-
tematischer anpacken. Dabei ist
der Bedarf genauso groß, schon
weil in jungen Jahren viele Anlagen
zu späteren Problemen gelegt wer-
den – oder eben zu einer gesunden
Lebensweise, am Arbeitsplatz ge-
nauso wie in der Freizeit.

Das Wissenschaftliche Institut
der AOK hat die Umfrage erstmals
durchgeführt. Daher lässt sich nicht
beurteilen, ob sich das Verhalten
verbessert oder verschlechtert hat.
Es ist aber erstaunlich, wenn jeder
vierte junge Mann und jede zehnte
Frau bekennen, ein- oder mehr-
mals pro Woche mindestens sechs
alkoholische Getränke zu konsumie-
ren. Gleichzeitig bekunden fast
zwei Drittel Interesse an speziellen
Gesundheitsangeboten für Azubis
im Betrieb. Auch gesundes Kanti-
nenessen oder Entspannungskurse
sind gefragt. Das klingt wie ein Hilfe-
ruf. Mehr Vorsorge bringt allerdings
nur dann etwas, wenn sie dauerhaft
zu einer gesünderen Lebensweise
führt. Gute Vorsätze sind leicht ge-
fasst, aber schwer konsequent um-
gesetzt.  DIETER KELLER

Viele Auszubildende leben un-
gesund: falsche Ernährung, zu
viel Alkohol und Zigaretten, zu
wenig Schlaf. Gerade mittel-
ständischen Betrieben will die
AOK helfen, für mehr Gesund-
heitsbewusstsein zu sorgen.

DIETER KELLER

Berlin. So richtig fit ist nur gut die
Hälfte der Auszubildenden, die in
mittelständischen Betrieben arbei-
ten. Jeder dritte klagt dagegen häu-
fig über körperliche oder psy-
chische Beschwerden. Jeder zehnte
pflegt einen riskanten Lebensstil,
und noch mehr gelten als potenziell
gefährdet. Das ergab eine repräsen-
tative Befragung von 1300 jungen
Leuten, die in Betrieben mit 15 bis
200 Mitarbeitern ihre Lehre ma-
chen. Sie ist Teil des jährlichen Fehl-
zeiten-Reports des Wissenschaftli-
chen Instituts der AOK (Wido).

Der Krankenstand aller AOK-Mit-
glieder nimmt seit 2006 kontinuier-
lich zu. Damals lag er mit 4,2 Pro-
zent auf dem tiefsten Punkt. 2014 er-
reichte er 5,2 Prozent. Bei Auszubil-
denden sieht es besser aus: Im Bun-
desdurchschnitt fehlten 4,3 Pro-
zent. Einzige Ausnahme ist Berlin:
Hier sind 6,3 Prozent der Lehrlinge
krank, aber nur 5,2 Prozent aller
AOK-Versicherten. Helmut Schrö-
der vom Wido erklärt das mit der So-
zialstruktur der Hauptstadt, aber
auch mit der hohen Arbeitsbelas-

tung in der Gastronomie, die in Ber-
lin besonders wichtig ist. Nicht bele-
gen lässt sich, dass die „Feier-Haupt-
stadt“ ihre Opfer fordert: Am
„blauen Montag“ wird nicht auffal-
lend häufig krank gefeiert. Am sel-
tensten fallen die Lehrlinge in Bay-
ern, Bremen und Baden-Württem-
berg krankheitsbedingt aus.

Ein Stück Schokolade mag noch
keine Sünde sein. Beim Naschen
mehrmals pro Woche rümpfen die
Wido-Experten schon die Nase. Das
gesteht mehr als die Hälfte der Azu-

bis ein, Frauen besonders häufig.
Männer greifen dagegen oft zu Fast
Food: Fast jeder vierte gönnt sich
mehrmals pro Woche einen Ham-
burger oder eine Currywurst. Beim
Frühstück dagegen gibt es keine Un-
terschiede zwischen den Geschlech-
tern: Ein Viertel verzichtet regelmä-
ßig darauf. Beim Mittagessen sind
es 16 Prozent.

Jeder dritte Lehrling raucht zu-
mindest gelegentlich, Männer deut-
lich häufiger als Frauen. Sie neigen
auch besonders stark zu einem ris-

kanten Alkoholkonsum, was insge-
samt fast jeder fünfte eingesteht. 14
Prozent haben schon einmal Cana-
bis oder Marihuana ausprobiert. 5,5
Prozent konsumieren sie gelegent-
lich oder häufiger.

Schlecht für die Gesundheit ist
auch zu wenig Schlaf. Sieben Stun-
den halten die Experten bei jungen
Leuten für das Mindestmaß. Fast je-
der dritte Azubi schläft werktags we-
niger. Das hat Folgen: 12 Prozent kla-
gen, dass sie unausgeruht am Ar-
beitsplatz oder in der Schule sitzen.
Das mag auch am hohen Medien-
konsum in der Freizeit liegen: Mit
Telefonieren, Chatten, Fernsehen
oder Spielen beschäftigen sie sich
im Schnitt 7,5 Stunden pro Tag.

Eines dürfte AOK-Chef Frank Mi-
chalak besonders erfreut haben:
Zwei Drittel der Lehrlinge erwarten
von ihrem Betrieb spezielle Ange-
bote zur Gesundheitsförderung.
Die seien „kein Luxus, sondern eine
Investition in die Zukunft“, betont
Michalak, und das zweifach: Zum ei-
nen können sie damit im Wettbe-
werb um die knapper werdenden
Nachwuchskräfte punkten. Zum an-
deren wird so ein Grundstein für ein
gesundheitsbewusstes Verhalten
im Arbeitsleben gelegt. Wie viele
Mittelständler sich auf diesem Ge-
biet engagieren, ist nicht bekannt.
Die AOKen, bei denen die Hälfte der
1,4 Mio. Azubis versichert sind, un-
terstützen sie mit Programmen, die
mit Mitarbeitermotivation und In-
novationsfähigkeit gekoppelt sind.
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Baden-Württembergs Wirt-
schaft ist stark. Dennoch findet
die Landesregierung bei wichti-
gen Themen in Berlin kein Ge-
hör, kritisieren Experten.

Stuttgart. Führende Wirtschaftsver-
treter im Südwesten wünschen
sich, dass die Landesregierung stär-
ker in der Bundespolitik mitmischt.
„Der Letzte, der in seiner besten
Zeit vielleicht noch etwas Einfluss
gehabt hat, war Lothar Späth“, sagt
Industriepräsident Hans-Eberhard
Koch. Arbeitgeberpräsident Rainer
Dulger betont: „Es braucht einen
starken Repräsentanten für den
größten Industriestandort Deutsch-
lands.“ Bayern trete deutlich selbst-
bewusster auf. „Unser Ministerprä-
sident sollte stärker Einfluss in Ber-
lin nehmen“, sagte Dulger über Re-
gierungschef Winfried Kretsch-
mann (Grüne). Auch Südwestme-
tall-Chef Stefan Wolf wünscht sich,
dass Grün-Rot über den Bundesrat
und die Bundesparteien mehr für
die Firmen heraushole.

Ein Regierungssprecher entgeg-
nete gestern: „In vielen Bereichen
zeigt sich, dass die Landesregierung
und der Ministerpräsident einen
dem Land angemessenen Einfluss
auch bei der Bundesregierung ha-
ben.“ Es gebe gute Kontakte zu Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU)
und einzelnen Ministern. Der Spre-

cher nannte als Beispiele den Atom-
ausstieg, die Endlagersuche und
jetzt die Flüchtlingspolitik. Indus-
triepräsident Koch räumte ein: „Ich
erkenne das Bemühen.“ Insbeson-
dere Wirtschaftsminister Nils
Schmid (SPD) setze sich ein – zu-
letzt etwa für eine Abschwächung
der Folgen für Firmen bei der ge-
planten Erbschaftssteuer. Das rei-
che aber nicht. Der Präsident des Ba-
den-Württembergischen Industrie-
und Handelskammertags, Peter Ku-
litz, sieht dabei alle Parteien in der
Pflicht. Das gelte für SPD, Grüne
und auch für die CDU. So stünden
die Christdemokraten auf Landes-
ebene dafür, den Firmen relativ viel
Freiraum im Rahmen der sozialen
Marktwirtschaft einzuräumen. Ba-
den-Württembergs Parteien seien
mittelstandsfreundlich, sagte Ku-
litz. Sie alle hätten aber nicht verhin-
dert, dass auf Bundesebene Gesetze
beschlossen würden, die den Mittel-
stand gängelten.  dpa

Aufgebrachte Milchbauern protestierten gestern in Brüssel. Sie deckten unter anderem Straßen und Polizei mit Stroh ein.  Foto: afp

Eine Revolte mit Trekkern, Heu
und viel Wut: 6000 Landwirte
sind zu einer Demonstration
nach Brüssel gekommen. Sie
forderten Maßnahmen von den
europäischen Ministern gegen
die Agrarkrise.

ANDREAS SPENGLER

Brüssel. Böllerschüsse hallen von
den Glasfassaden wider. Über das
Europaviertel ziehen Gestank und
Rauch von brennenden Reifen. Da-
zwischen hört man Autohupen, Tril-
lerpfeifen und Kuhglocken. Rund
6000 Landwirte sind nach Brüssel
gekommen – mehr als 2000 Trakto-
ren verstopfen die Straßen. Was
sich in den vergangenen Wochen in
vielen europäischen Städten ange-
staut hat, entlädt sich nun im Zen-
trum der Europäischen Union: die
geballte Bauernwut.

„Wir sind nicht hier, um Urlaub
zu machen. Sondern weil es um un-
sere Existenz geht“, sagt Richard
Prinz aus der Nähe von Ofter-
schwang im Allgäu. Er hat einen klei-
nen Familienbetrieb mit 50 Kühen.

Seit die Milchquote weggefallen ist
und die Märkte geöffnet wurden,
werde es für kleinere Betriebe im-
mer schwieriger zu überleben.
„Manche großen Betriebe geben da-
gegen richtig Vollgas.“ Doch das sei
die falsche Entwicklung.

Neben ihm marschiert Karl-Eu-
gen Kühnle aus Ulm. 75 Kühe. Er be-
fürchtet: „Wenn wir so weiter ma-
chen, wird es auch in Deutschland
bald nur noch Ställe mit 1000 Kü-
hen geben.“ Dabei wolle die Gesell-
schaft keine großindustrielle Land-
wirtschaft. Doch die aktuelle Politik
mache ihnen einen Strich durch die
Rechnung: „Dass die Krise kommt,
war abzusehen.“

Mit dem Wegfall der Milchquote
im April setzten die Preise zum Sink-
flug an. Rund ein Drittel haben sie
in den vergangenen Monaten einge-
büßt. In Deutschland erhält ein
Landwirt für den Liter Milch im
Durchschnitt noch 27 Cent.

Über den Befund sind sich alle ei-
nig. Das Vieh ernährt seinen Halter
kaum noch. Doch über die Ursa-
chen wird heftig gestritten. Wäh-
rend sich auf den Straßen die Wut
entlädt, beraten hinter den Glasfas-
saden zur selben Zeit die Agrarmi-

nister mit der EU-Kommission über
Sofortmaßnahmen.

„Ihr Politiker, hört ihr uns?“, die
rhetorische Frage der Demonstran-
ten geht unter in Böllerschlägen.
Doch auch die Interessenverbände
sind gespalten: Der EU-Erzeugerver-
band European Milk Board will die

Massenproduktion drosseln, um
den Preis zu stabilisieren.

Doch ihnen gegenüber stehen
die einflussreichen Bauernver-
bände, die einer anderen Logik fol-
gen. „Ich bin froh, dass die Milch-
quote abgeschafft wurde. Jetzt gibt
es mehr Freiheiten für die Be-
triebe“, sagt Landwirt Frank Paas
aus Gummersbach bei Köln. Den
Grund für die Krise sieht er nicht im
Ende der Milchquote: Das Problem
seien vor allem das Handelsem-
bargo gegen Russland und der
schwächelnde Markt in China.

Der deutsche Bauernverband for-
dert, dass der Export angekurbelt
wird. Die Bauern sehen sich als „mo-
derne Unternehmer“, betont auch
der Verbandsfunktionär Bernhard
Conzen. Die Forderung nach einer
Quotensteuerung führe ins vorhe-
rige Jahrhundert zurück.

Die Demonstrationen der Land-
wirte werden weitergehen, ver-
spricht Conzen. „Wir erwarten ei-
nen heißen Herbst.“ Für die aller-
meisten Landwirte geht es aber
noch am Abend zurück in ihre Hei-
mat. „Morgen früh stehe ich wieder
im Stall“, sagt Milchbauer Paas.
„Kühe melken.“

„Grün-Rot in Berlin
ohne großen Einfluss“
Südwest-Wirtschaft kritisiert Landesregierung

Junge Leute trinken gerne und spät in
der Nacht ein Gläschen oder mehr. Ge-
sund ist das nicht.  Foto: Fotolia.com

Nachwuchs in
Feierlaune

Gesamtmetall-
chef Rainer Dul-
ger: Minister-
präsident
Kretschmann
sollte mehr Ein-
fluss nehmen.
Foto: dpa

Düsseldorf. Die Deutsche Post will
Anfang kommenden Jahres Paket-
kästen für große Wohneinheiten auf
den Markt bringen. Das solle die Zu-
stellung für große Kundengruppen
drastisch vereinfachen und die Kos-
ten durch vergebliche Zustellversu-
che deutlich reduzieren. „Bis zum
ersten Quartal 2016 werden wir die
Paketkastenanlage zur Serienreife
weiterentwickeln“, sagte eine Kon-
zernsprecherin. Die Pilotprojekte in
Berlin und Dortmund verliefen viel-
versprechend. Daran nähmen etwa
500 Mieter in Häusern des Projekt-
partners Vonovia teil.

Vor anderthalb Jahren hatte die
Post mit dem Paketkasten für Einfa-
milienhäuser begonnen, zu dem al-
lerdings nur DHL-Zusteller Zugang
haben. Die Konkurrenten DPD, GLS
und Hermes rechnen sich daher
gute Chancen für ihr Alternativange-
bot aus: einen für alle Anbieter offe-
nen Paketkasten. Er soll im Oktober
auf den Markt kommen.  dpa

Kurzfristig will die Europäische
Union eine halbe Milliarde Euro
locker machen, um vor allem
die europäischen Milchbauern
zu unterstützen.

Brüssel. Der Preis für Milch ist dras-
tisch gefallen, viele Bauern kämp-
fen um ihre Existenz. Mit rund
500 Mio. a will die EU-Kommission
Milcherzeuger und andere Land-
wirte vor dem Ruin retten. Das Geld
könne unter anderem für zinsgüns-
tige Darlehen und die Stabilisie-
rung der Märkte genutzt werden.

Bundeslandwirtschaftsminister
Christian Schmidt (CSU) hatte
schnelle Entscheidungen gefordert.
Man müsse „kurzfristig flüssiges
Geld zur Verfügung stellen, wo Not
am Mann oder Not an der Frau ist“.
Zweitens solle die EU-Kommission
eine Exportoffensive starten und
drittens „den Markt auf richtige
Füße stellen.“ Eine stärkere finan-
zielle Förderung könne es für die
Einlagerung von Milchprodukten –
etwa durch Molkereien – geben.

Eine Wiedereinführung der im
Frühjahr abgeschafften Milchquote
lehnte Schmidt wie sein französi-
scher Amtskollege Stéphane Le Foll
ab. „Die Quote alter Fassung hat
uns 2008 und 2009 nicht geholfen,
und deshalb sollten wir auch nicht
über die Rückkehr zur Quote, son-
dern über eine Stärkung und Verbes-
serung der Produktionsmöglichkei-
ten und der Absatzmöglichkeiten
nachdenken“, sagte er. Uneinigkeit
gab es bis zuletzt aber bei anderen
Eingriffsmöglichkeiten.

Wie die Hilfen für die Landwirte
genau aussehen sollen, ist aber

nicht nur unter den EU-Staaten,
sondern auch unter den einzelnen
Bauernverbänden umstritten. Wäh-
rend der Deutsche Bauernverband
(DBV) finanzielle Soforthilfen und
eine europäische Exportoffensive
fordert, spricht sich der europäi-
sche Milchbauernverband Euro-
pean Milk Board (EMB) für eine
Mengenkürzung aus.

DBV-Präsident Joachim Rukwied
forderte „eine akute Krisenhilfe“.
Schmidt sagte: „Milch ist gegenwär-
tig billiger als Wasser, das ist nicht
in Ordnung.“ Ein Euro pro Liter im
Handel sei ein Preis, mit dem auch
die Landwirte leben könnten.  dpa

Bauern belagern Brüssel
Vor allem die Milcherzeuger demonstrieren gegen den Preisverfall

Zu wenig. Der Milchpreis bildet sich in
drei Etappen: Erzeuger, Verarbeiter, Händ-
ler. Laut Kieler Institut für Ernährungswirt-
schaft kommt keiner auf seine Kosten. Der-
zeit liegt hierzulande der Preis für den Liter
Vollmilch im Supermarkt bei rund 55 Cent.
Die Handelsspanne, unter anderem für La-
gerung, Logistik, Kühlung und Entsorgungs-
gebühren beträgt 6,3 Cent je Liter. Die Mol-
kerei braucht für die Produktion 8 Cent, für
die Verpackung 8,5 Cent, dazu kommen
Lagerung und Transport. Kostendeckend
bleiben theoretisch nur 23,1 Cent für den
Erzeuger. Tatsächlich bekommt er aber im
Schnitt drei, vier Cent mehr – was immer
noch erheblich unter den Gestehungskos-
ten liegt. Fazit: Entweder der Weltmarkt-
preis zieht wieder an, oder der deutsche
Verbraucher muss mehr zahlen.  kpr
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Paketkästen
für Mietshäuser

500 Millionen
für Europas
Landwirte

Zu viel Alkohol und Schokolade
Die Hälfte der Lehrlinge in mittelständischen Betrieben hat einen ungesunden Lebenswandel

So oft sind Azubis krank

Keiner deckt seine Kosten

AGRARWIRTSCHAFT Der Milchpreis fällt, Bauern bangen um ihre Existenz. Gestern entlud sich
ihre Wut auf den Straßen von Brüssel – während die EU-Agrarminister über eine Lösung berieten.

„Milch ist
gegenwärtig
billiger als Wasser“

SWP GRAFIK/ND  Quelle: afp, Fehlzeitenreport 2015, AOK 

Krankenstand 
der Auszubildenden 2014 in Prozent

Berlin
Brandenburg
Hessen
Rheinland-Pfalz
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Hamburg
Mecklenburg-Vorpom.
Thüringen
Saarland
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Schleswig-Holstein
Baden-Württemberg
Bremen
Bayern

6,3
5,1
4,8
4,7
4,7
4,7
4,6
4,6
4,6
4,5

4,4
4,4
4,3

4,1
3,9

3,4
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